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PRÄSIDENT (um 14 Uhr 33 /Hinuten): Ich
eröffne die S'itzung. Das Protokoll der letzten
Sitzung ist geschäftsord'11'ungsmäßig aufge
legen; es 1St 'unbeanstandet geblieben, demnach
als genehmigt zu betraohten.

Von der heutigen SitZiung haben sich ent
schuldigt die Herren Abgeordneten Dr. Haber
2!ettl und Stangler.

Ich habe die in der Sic.:ng -des Wirtschafts
ausschussesam 7. Februar 1952 verabschiedete
Vorlage der Landesregierung lalll 281 auf eine
Nachtragstagesordnung stellen lass,en. (Nach
einer Pause.) Es wird keine lEinwendung er
hoben. Die Nachtragstagesordnung liegt auf
den Plätzen der Herren Abgeordneten aUlf,
ebenso die Stenographischen Protokolle der 2.,
3. und 4. SitlZJung der IH. Sessionl der V. Wahl
periode vom 16. Nowmber 1951,29. November
1951 und 14. Dezember 1951.

Ich ersuche um Verlesung des Einlaufes.
SCHRIFT,FüHlRlErR (liest): Vorlage der

Lanciesregi,erung, bekeHend Voranschlag 1951,
Bewilligung von Ueberschreitungen und gegen
seitige Deckungsfähigkeit von Voranschlags
ansätzen.

Voda1ge der Landesregieliung, betreffend
Uebernahme einer HiaHung für die HaU!p~ver

einig:ung der öltfenHichen Angestellten des Lan
des Niederösterreich.

Antrag der ,a.bgeordneten Tatzber, StaHa,

Gerhartl, Buchinger, Czerny, Nimetz und Ge
nossen, betreMend die Wi,edererrichtung der
Marktgemeinde Sommerein.

PRÄSIDENT (nach Zuweisung des Ein
laufes an die zuständigen Ausschüsse): Wir
gdangen zur Beratullig der Tagesordnung.

Das vom Landtalg von Niederösterreich in
dien Bundesrat entsendete MitgEed ,Han~ Menzl
ist am 31. Dezember 1951 gestorben.

Sein Ersatzmitglicd Frau Hedwig Rosen
berger hat auf die Stelle eilues Ersatzmitgliedes
des Bundesrates verzichtet.

Die Fraktion der Sozialistischen Partei
Oesten-eichs ,jm Landtag von Niederösterreic:h
hat zur Ersat,z'wahl eines Mitgliedes in den
Bundesrat Herrn Franz Brand, Wiener Neu
stadt, und! zur Ersatzwahl eines Ersat~mannes

in den Bundesrat Herrn Franz !R ach b erg e r,
Lanzenkirchen namhaft Igemacht.

Wir nehmen nun die Ersatzwahlei:11'es Mit
gliedes und eines Ersatzmannes in den Bundes
rat gleichzeitig vor. Ich bitte, die Stimmzettel,
welche auf den Plätzen der Herren Abg,eordne
ten aufliegen, auszufüllen und abzugeben.
(Geschieht.)

Ich bitte, das Skrutinium vorzunehmen. Zu
diesem Zweok unterbreche ioh die Sitzung auf
kurze Zeit. (Die Sitzung wird um 14 Uhr
36 Minuten unterbrochen.)

PRÄSIDENT (nach Wiederaufnahme der
Sitzung um 14 Uhr 38 Minuten): Ich nehme
die Sit,zlUill'g wieder auf. Abgegeben 'wurden
52 Stimmzettel, sämthche gültig. Mit allen ab
gegebenen Stimmen wurde ,,Herr Franz Brand
als Mitglied in den Bundesrat und Herr Franz
Rachberger als Ersatzmann in den Bundesrat
gewählt.

Ich ersuche den Herrn Abg. Kreiner, die Ver
handlung zur Zahl 269 einzuleiten.

Berichterstatter Abg. K'~EINER: Ich habe
namens des Verfassungs3usschusses über die
Vorlage der Landesregierung, betre'~fend

Stadtgemeinde Wiener Neustadt, Bericht des
Rechnungshofes über die Gebarungsüberprü
fung im Jahre 1951 für die Jahre 1949 und
1950, zu berichten.

Hoher Landtag! Der Gegenstand der Prü
fung betrilfftvornehmlich die Gebarung der
Hoheitsverwalt1l'ng. Die Betriebe und Unterneh
mungen wurden nur einer stichprobenweisen
Uebel1priHlung unterzogen. Die Prüfung ergab,
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daß die AhschIußoperate mit den Büchern über
einstimmen, daß die Gebarung des Jahres 1949
und 1950 mit wenigen Ausnahmen im Sinne
der vom provisorischen Gemeindeausschuß ge
nehmigten Voranschläge und in Uebereinstim
lJ1ung mit den sonstigen Beschlüssen dieser
Körperschaft abgewickelt wurde und daß zu
jedem Gebarungsfall ein ordlwngsgemäßer Be
leg vorhanden ist.

Nun einige Ziffern aus dem ordentlichen
Haushalt 1949: Die ursprünglich mit Ausgaben
in der Höhe von' 13,297.264 Sund binnahmen
im Betrage von 11 ,810.002 S, somit mit einem
Abgang von 1,487.262 S veranschlagte ordent
liche Gebawng erfuhr insofern eine Aend'erung,
als mit Beschluß des provisorischen Gemeinde
ausschusses vom 23. Dezember 1949 die Summe
der veranschlagten Ausgaben um 1,827.089 S
l!t1d jene der verallischlagten Einnahmen um
3,514.351 S ephöht wurde, so daß statt des
Abganges mit einem Ueberschuß von 200.000 S
zu rechnen war.

Bei der Beschlußfassung über den außer
ordentlichen Haushalt für das Jahr 1949 am
28. Dezember 1948 war zur Bedingung ge
macht worden, daß vor Inangriffnahme der
vorgesehenen Bauherstellungen deren Finan
zierung vollständig gesichert sein mußte. Da
dies jedoch nicht rechtzeitig erreicht werden
konnte, wurden manche Projekte im Rechnungs
jahr überhaupt nicht, manche erst verspätet be
gOilnen. Der ursprünglich auf der Ausgaben
und Einnahmensei te mit je 10,165.556 S ausge
glichene außerordentliche Voranschlag wurde
dcl'her nachträglich mit Beschluß des provi
sorischen Gemeindeausschusses vom 28. März
1950 auf je 1,974.000 S reduziert. Es ergibt sich
also folgendes Bild: Ausgaben 1,974.000 S,
Einnahmen 1,974.000 S.

Gebarungserfolg auf der Ausgabenseite rlmcl
1,9fJ4.000 S, auf eier Einnahmenseite rund
1,6S0JlO{) S. [~s eq~ibt sich daher bei der Oe
barung ein Abgang' von rund '2Sl0(1) S. Ich
nell!ne nur die runden Ziffern. Um diesen Be
trag ist daher die Geb;:rUIl!!; gegen den \'or·
ansch lag ungünstiger.

Die Ausgaben dcs außerordentlichen I bus
haltes 1949 bezogen sich ausschlielHicil ard die
Kosten des Wiederaufbaues von gemeinde
eigenen Wohnhäusern.

Der ordentliche Haushalt 1950 ergibt bei
veranschlagten Ausgaben von 2-1,975.000 S
einen Gebarungserfolg von 26,c)05.000 S. Die
Gebarung ist sohin um 1,930.000 S ungünstiger.

Gegen' die veranschlagten Einnahmen von
n.975.000 S ist .derGebarungserfolg 2h,OS'2.000
Schilling, das ist um 1,107.000 S günstiger.

Der außerordentliche Haushaltsplan für das
Jahr 1950 beschränkte sich auf die zu r f erUg
stellung der bereits in den Vorjahren hegon-

nenen Wohnhaushautcn notwendigen Ausgaben,
die zur Gänze durch Darlehen aus ,dem Wohn
hauswiederaufbaufonds und dem Bundes'\vohn
und Siedilungsfords .gedeckt werden sollten.
Der Voranschlag wurde auch nicht abgeändert.
Die außerordentliche Gebawng zeigt gegen
über dem Voranschlag fülget1Jdes Ergebnis:

Veranschlagte Ausgaben von 1,854.000 S,
Gebarungserfolg 3,806.000 S, das ist um
1,952.000 Sungünstiger.

Veranschlagte 'Einnahmen von 1,854.000 S,
Gebarungserfo1g 3,484.000 S, das ist um
1,630.000 S günst,iger. Es ergibt sich sohin ein
A'bgang von rund 322.000 S.

Die Gesamtgebarung 1950 (or·der1tlicher und
außerorde'1tlicher Iiaushalt) zeigt folgendes
Ergebnis:

Veranschlagte Ausgaben von '26,828.000 S.
Gebarungserfolg 29,911.000 S, das ist um
3,083.000 ,S ungünstiger.

Veranschlagte Einnahmen von 26,828.000 S,
Gebarungserfo1g 29,566.000 S, das ist um
2,738.000 S günstiger. Der Abgang beträgt
rund 345.000 S.

Zu den Zahl ungsrückständen 1949 ist fol
gendes zu sagen:

Mit 31. Dezember 1949 verblieben in der
ordentlichen Gebarung schließlichc Einnahmen
rückstände in der Höhe von 886.000 Sund
schließliche Ausgabenrückstände von 2,099.000
Schilling. Die Einnahmenrückstände betrafen
im wesentlichen rückständige Bedarfszuwei
sungen von rund 605.000 S seitens des Amtes
der niederösterreichischen Landesregierung;
das ist die wichtigste Post.

Die hohen Ausgabenzahlungsrückstände sind
im wesentlichen auf den groß'tn Betriebsab
gang 1949 des Krankenhauses (1,008.000 S),
elen Bdriebsvorschuß für zwei Monate für das
Krankenhaus (648.000 S) und {lie höheren
Betriebsabgänge 194CJdes Stadttheaters
(1 '27.500 S) und cl::r städtischen Viehmarkt
und Schlachthofanlagen (137.600 S) zurück
zuführen. Die übrigen Ausgabenrückstände

i bewegen sich in einem normalen Ausmaß.
. Der Schuldenstanclam 31. Dezember 194CJ

beträgt 3,0.29.452 S. Im Jahre 1950 wurden
zum Zwecke des Wiederaufbaues der städtischen
Wohnhäuser Darlehen bei der Hypot'heken
kredit-institut-AG. von 300.000 S, beim Bun
deswohn- und Siedlungsfonds von 440.000 S
und beim Wohnhauswiederaufbaufonds von
2,696.297 S aufgenommen. Der Schuldenzu
wachs im Jahre 1950 beträgt daher 3,436.'297 S.

Es ergibt sich ·daher mit 31. Dezember 1950
folgender Schuldenstand :

Schuldenstand am 31. Dezember 1941J
3,029.452.6'2 S, Zuwachs durch Neuaufnah
men 3A3o.297.95 S, Abfall info1ge Tihgl1ng
von lf13.919.95 S. Dalwr Stand der Gemeinde-
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26.492.40

543.995.48

225.546.63
136.913.04

362.459.67

zitierten

482.~

64.941.69

AUisstellungswesen:

Zu § I, Ziffer 2, § 4, Ziffer 2, des
Gesetzes.
Wiener Messe . . . . . . . . .
Landes- und Bezirksausstellungen .

L a nd 'W i r t s c h a f t 1ich e s >B cf r 'i e b s
wesen:

Zu § 1, Ziffer 2, § 4, Ziffer 3, des zitierten
Gesetzes.

, und § 18 des Rechnungshofgesetzes 1948,
BOB!. Nr 144, zur Kenntnis ,genommen."

Ich ,bitte um Annahme des Antrages.
PRÄS.IDENT: !Es liegt keine Wortmeldung

vor. (Abstimmung.) A ngenom me n.
. Wir gelangen zur Beratung der Nac-htrags

tagesordnung. Ich ,ersuche den Herrn Abgeord
neten Z e y er, die Verhandlung zur Zahl 281
einzuleiten.

IBerichterstatter Abg. ZEYEiR: Ich' 'habe
namens des Wirtschaftsausschüsses über die
Vorlage der Landesregierung,' betreffend den
Verwendungsnachweis 1950 der Landwirt
schaftskammer für Niederösterreich und Wien,
zu berichten.

Hohes Haus! Gemäß § 2 des Gesetz'es
vom 18. Jänner 1923 über ,die Förderung
der Landeskultur in Niederösterreich hat
die Landwirtschaftskammer für Wien und
Niederösterreic-h alljährlich der Landesregie
rung über die zur Förderung der Landeskultur
überwiesenen B'eträge Bericht zu erstatü;n.
Diesem Auftrage ist die 'Landwirtschaftskam
mer durch die Vorlage des Verwendungsnach
weises 1950 nachgekommen. Im Jahre 1950
wurden vom Lande Niederösterreich zur För
derung der LandeskuHur der Lande~Land

schaftskammer 2,500.000 S zur Verfügung
gestellt. Nach dem Verwendungsnachweis der
Landwirtschaftskammer zergliedern sich diese
2,5 Millionen Schilling wie folgt (liest):

Ländliches Schulwesen:
Zu § I, Ziffer 2, § 4, Ziffer 1, des Landes

gesetzes vom 18. Jänner 1923, LOB!. 33, über
die förderung der Landeskultur in Niederöslter-
reich. Schilling

Schule Hohenlehen 294.688.83
Schule Judenau 127.584.69
Schule SooB . . . 26.805.87
Schule Göpfritz 3.000.-
Ländliches IFortbildungswerk:

Allgemeines . . . . . . .
Kurse und Arbeitstagungen
Beiträge zu den Sprengel-

büchereien .

schulden zum 31. Dezember 1950: 6,301.830.62
Schilling.

Von diesem Gesamtschuldenstand entfielen
auf die Hoheitsverwaltung 3,834.237.66 5, auf
das Krantkmhaus 1,955.020.25 S und auf die
Stadtwerke 512.572.71 S.,

Die Darlehensforderungen der Gemeinde be
laufen sich nach ,dem Stande vom 31. Dezember
1950 auf insgesamt 3,570.000 S.

Die Wertpapiere und Beteiligungen ,der Oe
meinde mit Stand vom 31. Dezember 1950
stellen einen Wert von 1,657.000 S dar, worin
NEWAG - Aktien mit einem Kurswert VOll

1,588.720 Sund 5prozentige österreichische
Auf'bauanleihe mit einem Kurswert von 53.244
Schilling aufscheinen.

Weiter ist die Gemeinde, abgesehen von den
öffentlichen Gebäuden, Eigentümerin von 102
Wohnhäusern, die dem Mieteng,esetz unter
liegen, und 58 Wohnhäusern, die dem Mieten
gesetz nicht 'unterliegen. Darin befinden sich
1464 Wohnungen und 105 GeschäHslokale.
Weiter ist sie Eigentümerin von Aeckern.
Wiesen, Gärten, Waldungen, Bauflächen usw.
im Gesamtausmaße von 1866 Hektar.

Die Vermögenslage der Gemeinde mit 31. De
zember 1950 kann als verhältnismäßig günstig
bezeichnet werden.

Zusammenfassend ist zu sagen, daß die Ge
barurJO' der Hoheitsverwaltung der Sta,dt
Wiene~ Neustadt bis zum Jahre 1950 den Ein
druck einer umsichtigen, sparsamen und erfolg
reichen Wirtschaftsführung vermittelte. Dil;'
Stadtverwaltung 'war offensichtlich bestrebt,
mit den gegebenen Mitteln den bestmöglichen
Erfolg zu erzielen und den Wiederaufbau der
durch den Krieg so hart getroffenen Stadt in
einer Weise durchzuführen, daß die Belastung
der Bevölkerung mit den Wiederaufbaukosten
auf ein erträgliches Maß beschränktgeblie
ben ist.

Hoher 'Landtag! Ich c!rrlaube mir im Auf
trage des Verfassungsausschusses folgenden
Antmg zu st'ellen (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließm:
Der Bericht des Rechnungshofes vom

10'.' August 1951, Zl 3506~4/1951, über die
Ergebnisse ,der im Jahre 1951 vorgenomn:enen
Uebel1prüfung der Gebarung 'und der finan
ziellen Lage ,der iStadtgemeinde Wiener Neu
stadt ,der Jahre 1949 und 1950, die Aeußerung
des Bürgermeisters der Stadtgemeinde Wicner
Neustadt zum Bericht des Rechnungshofes,
Z1. 3536/3773/9 vom 12. S.eptember '1951, so
wie die Gegenäußerung des Rechnungshofes
hierzu, Z1. 4546~4/1951 werden gemäß Ar
tikel 127 ades Bundesverfassungsgesetzes in
der Fassung 'von 1929, abgeändert durch das
Bundesverfassungsgesetz, BOB1. Nr. 143!1948,
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930.-

500.78

2.999.57

3.500.-

1.226.70
1.100.--

3.945.20
744.80

1.684.75

14.720.--

17.920:-

4()2.~

58.986.45

329.
30.882.11
12.443.03

109.125.26
1.889.55

--_.~_.~~~~~~~~-

1.767.71
4.065.88

41.473.16

W ei n - u n cl Obstbau:

Zu § 1, Ziffer 6, § 8, Ziner 1 und 2, des ziNer
ten Gesetzes.

Zu § 1, Ziffer 5, § 7, Zi:Efer 3, des zit,ierten
Gesetzes.
Neu-, Zu- und UmbalUiten von

Milchhäusern .
Ti'efkühIanlag,en, Ankialuf und Re

paraturen von Pumpen . . . .
Anil\iauf und Reparaturen von Melk-

maschinen .
Allgemeine Auslagen al1iläßIiioh An

kauf von MC'likmal9chinen
AUSlStel'lurigswesen . . . . . . .

Milchwirtschaft:

Ti e r zu c h t, Alm - und W e ,i de wir t
schaU:

227.689.63

Zu § 1, Ziffer 5, § 7, Z,iffer 1 und 4, des zitier
ten Gesetzes.
Genoosenschaftliche PferdeauiSstlCl1-

lungen und Prämiierung1en
Rinders,chauen und Prämiierungen
Wandermelklehl'er .
Sclruweinenucht :

Ankauf,sbeihilfen für Zuchteber .
Geflügelzucht:

Allg,emeine f örderun,gsmaß-
nahmen .

WleHleg,ehof Korneuburg
Vaterherkörungcn
TiclimesSien
Restli tutionspferde
Verbess,erung,en aUlf genossen-

schaftlichen Almen .....
Anschaffung von ViehWlaigen
Beitrag für den niederösterreichi

schen Alm- und Weidicwirt-
schaftsverein . . . . . .

W,eidewirt'SdhaHs-, Almwander-
und KaMerkurse .

Beiträge ·für Elektrozäune . . . .
Auszeichnung für verdientes Hal-

terpersonal .

L a n d wir t s c h af t I ich e Ba u
beratung:

Zu § 1, Zi:ffcr 4, 5, Ü, § 6, Ziffler 3 (Errichtung
von Düngers1tätten), § 7, Ziffer 1, Absaltz 7
(Ve11besserung von StaHba-uten), § 8, Ziffer 1
(Wiederaufrichtung der Vortreibhäuser), § 9,
zmer 6 (Herst'C:11ung gemeinsamer Holzbrin
gungsarüagen), des ziherten Gesetz:es.
Allgemeine Auslagen, Anfel'tigung

von Modellen, Plänen lJISW. 3.163.75

17.264.
34.377.68
23.924.15

24.650.
405.49

lü.190.1l

231.406.72
2.763.70

732.534.29

16.602:.50
12.778.50

1.932.80
30.900.---

197.768.54
34.110.49
5.000.-

5.893.92
132.90

154.836.70

7.955.13
249.14

18.31ü.49

I04.l)24.67

Schilling

72.440.
25.000.-

97.440.-

5.026.90

236.856.44

37.007.12
194.822.42

his 4, des

Buchinger-

§ 5, Ziffer 1 'bis 3, des

La nd w"i r t sc h a f tl ich e s M a s chi n e n·
wes en, 0 e d la n cl k u ,I t i v i e l' U 11 g :

Zu § 1, Ziffer 2, § 4, Ziffer 3 (,\\aschinen
beratungsstellen), des zitierten Gesetzes.

Zu § 1, Ziffer 4, § 6, Ziffer 1 (Verbreitung
landwirtschaftlicher Maschinen und Geräte), des
zitierten Gesetzes.
Kostenbeiträge für landwirtschaft-

liche Maschinen . . . . .
Kurse und Vorträge .....
Maschinenvorführungen und Aus-

stellungen
Kurzprüfungen . . . . .
Seilbahnen . . . . .
Gattersägen, Schotterbrecher und

Antriebsmotoren hierzu . . .
Treibstoff (Betriebsmittel)
Ergänzung des Maschinenparks .
Ergänzung der Werkstättenein-

richtung .
Behebung baulicher Schäden
Mid,e, Strom und sonSiN'ger Bedarf
Bedienung von Kultivierungs-

masdhlillen .
fraohtialUISlagen

Pflanzenbau:

Zu § 1, Ziffer 4, § 6, Ziner
zitierten Gesetzes.
Getreidebau :

Saatguterzeugung
Saatgutanerkennung
Sortenversuche
Saatgutreinigungsanlagen

Kartoffelbau :
Anbau neuer Kartoffelsorten .

Düngung:
DurcMüihrung von Folgemaß

nahmen nach Entwässerung
ohne Umbruch . . . . . . .

Düngungsbeispiele auf Grünland
Ausstellungswesen . . . . . .

Zu § 1, Ziffer 3,
zitierten Gesetzes.
Revisionsersätze
Reiseauslagen
Auszeichnungen und

Plakette .
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L a n cl wir t s c h a f t I ich e s Gen 0 s sen·
schaftswesen :

Landwirtschaftliche BuchHihrung,
Buchstelle . . . . . . . .

Betriebss,tatistik, Preisstatistik . .
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Gemüse- und Gartenbau:

vorgelegt worde!!. Dieser Verwendungsnach
weis für 1950 entslpricht auch nicht deill Be
stimmungen des Gesetzes über die förderung
der Lancle.skuU:ur vom Jahre 1923. In der kur
zen Einleitung, die das landwirtschaftliche Re
ferat dem Antrage, den Vel'wend'ungsnachweis
Zlur Kenntnis ~u nehmen, voran!gestellt hat,
wiI'd 'einfach erklärt, daß mit dieser Vorlage
dem Auftrage des Ges,etzes, wonach alljähr
lich der Verwendungsnachweis dem Landtag
vorzulegen ist, Genüge getan wi,rd. Es wurde
aber hierbei !l1meine Kleiniglkeit ausgelassen,
nämlich die Worte: "Bis längstens 30. Juni."
Diese Bestimmung des Gesetzes ist also nicht
eingehalten worden. Man könnte der Meinung
sein, daß es viel gescheiter !gewesen wäre,
korrekt festzustellen, es ist aus dem und dem
Grunde eine Verspätung eingetreten. Es wäre
besser gewesen, das irgendwie zu begründen,
als ein Gesetz ej'ölfach zu zitieren und dabei
Auslassungen zu machen. Es ist dies bezeich
nend Ifür den - man verzeihe das harte Wort 
Geist, von dem manche Referenten der Landes
regiemng beherrscht sind.

Eine kleine Aenderung ist aJlerdings gegen
überden Nachweisen für 1945 bis 1949 einge
treten. Bei den einzelnen Abteilungen werden
nämlioh diesmal die Paragrapheltll angeführt, in
denen die detaillierten Vorschriften für die Ver
wendung der einzelnen Posten stehen, und zwar
unter Bezugnahme auf den § 1, in dem die
ganze Gliederung enthalten ist. Aber auch das
ist ein Kunststück, denn das ist voUständig hin
fällig, weil der § 1 selbstverständHch mit dem
§ 2 zusammenhängt, in dem vorgeschrieben
wird, daß bis zum Oktober eines jeden Jahres
chI Verwendungsplan für das kommende Jahr
vorgelegt werden rnuß,auf Grund dessen die
Landesregierung dem Landtag vorzuschlagen
hat, welche Subventionen ,der Landwirtschafts
kammer zu bewilligen sind. Die Mühe der
Zitierung der Paragraphen hätte sich also di,e
LandwirtschaHskammer ersparen können.

Es ist aber auch die Bestimmung des Ge
setzes, daß die Landesregierung den Verwen
d.ungsnachweis zu übenprülfen und dem Land
tag vorzu,legen hat, nicht eingehalten worden.
Auch hier wäre es am besten gewesen, zu
sagen: Infolge der Verspätung bei der Vorlage
des Verwendungsnachweises, die zuerst ein
getreten ist, ist auch die gesetzliche BesNm
mung über die Vorlage des Verwendungsplanes
nicht eingehalten worden, es werde aber daiflür
gesorgt werden, daß künHighin die Bestimmun
gen des Gesetzes eingehalten werden. An Stelle
dessen macht die Landesre!gierul1lg aber diese
Taschenspielerkiunststücke. Selbstverständlich
fäUt auch das in das von mir immer wieder auf
gezeigte Kapitel der Mißachtung des Landtages.

IIeute ist auch cla'von geredet worden, daß
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558.50
9.078.90

51.029.40

8.815.33
6.808.39

76.290.52

196.79
ü.653.60
3.467.42
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2.087.10

13.104.91

296.77
5.154.95

11.308.21
566.
92.10

2.286.56

13.791.49
173.52

13.039.51

60.067.48

2,500.000. --Summe der Ausgahen ...

Weinbau:
Allgemeine Auslagen . . . . .
Reibenalbgabe . . . . .
W'einkostenund Absa1tzförderung

Obstibau:
A,IIIglemeine Aus'/agen
AussteHungswesen

forstwirtschcdt:

Zu § 1, Ziffer 7, § 9, Ziffer 1 bis 6, des zitier
ten Gesetzes.
Aufforstungsalktionen . . . .
Intensivierung des Auwaldes.
Waldstandserhebungen und

Schätwngen .
Betr,iebskaH~ul,ation . . . . .
F" orstlkhes iBringungsw,esen:

Ansohaiffung von Geräten
Erprobung von Geräten.
Sikididerbetrieb . . . . .

Wanderkurse und Vorträge
Schädlingsbekämph~ng

Ausstel1ungsrwesen
forstgärten TuMn (PapP,dauf

zucht)
Saat/kamp Zwett! .
forstgar,ten Lassee

Zu § 1, Zilffer 6, § 8, Ziffer 3 und 4, des zitier
ten Gesetzes.
Gärtnerisches Versluchswesen
Gartenbau.aUSiS teHllingen . . .
Lehrlingsfortbildungssclhulen
FOl'thi'/dungskurse für Gehilfen.
Gehilfenprüf'ung . . . . . . .

Der Antrag des Wirtschaftsa1uIssclhusses lautet
(liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:
"Der von der Landwirtschaftskammer vor

gelegte Verwendungsnachweis 1950 ~ird ge
nehmigt."

Ich bitte um Annahme des Antrages.

PRÄSIDENT: Zum Wort gelan,gt Herr Lan
desr,it Gen n e r.

Landesrat GENNER: lioher Landtag! Der
Verwendungsnachweis der Landwirtsdlafts
kammer für Niederösterreich und Wien für das
Jahr 1950 unterscheidet sich von den Verwen
dungsnachweisen für die Jahre 1945 bis 1949
nicht wesenHich, denn er ist wieder mit einer
reichlichen Verspätung dem Hohen Landtag
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es in dier Landwirtschaftskammer eine Kontroll
kommission gibt, welche die Gebarung der
Kammer überprüft und sie für richtig befunden
hat. Wir haben schon letzthin festgestellt, daß
niemand daran zweifelt, daß die Gebarung
r,ichtig und die Uebenprüfung korrekt vorge
nommen worden ist. Es handelt sich nicht
d'ar:um, daß dem Landtag ein Auszug aus der
Buchführung vorgelegt 'wird und daß Ziffern
verlesen 'werden, sondern es handelt sich darum,
daß ein Nachweis über die Verwendung der
vom Landtag bewj,}\igten Gelder gebracht wird
uml nicht die Aul[;schlü:sse!ung nach den
Zwecken und Zielen der LandwirtschaHs
kammer. Das ist auch diesmal nicht geschehen,
w wie es auch bei der Vorlage der letzten Ver
wendungsnachweise nicht der faM gewe3l"iJ. ist.
[s handelt sich vor allem darum, daß die Land·
wirtschaftskammer ul1ld die Landesregierung
das Gesetz einhalten müssen und daß die Lan
desregierung, die ja das Aufsichtsrecht hat,
auch die Verpflichtung hat, für die T:inhaltung
des Gesetzes zu sorgen. \X1enn man also in der
Einleitung zu den Verwendungsnachweisen nur
herumredet ,und dadurch etwas zu verschleiern
versucht, WCl1~n man einfach Worte des Gesetzes
ausläßt, so beweist das, daß man die Sache
überhaupt nicht ernst nimmt. Es handelt sich
aber darum, daß die LandwirtschaHskanuner
eine große Fülle von Aufgaben des Landes
durch das Gesetz übertragen bekommen hat,
Aiufgaben, die im Lcwfe der Zeit durch die
Praxis hedeutcnd erweitert worden sind, und
daß sie in nachlässiger Weise und mit einer
Verspätung dem Landtag den. Verwendungs
nachweis vorlegt, daß sie also ihre gesetzliche
Verpflichtung nicht erfüllt.

Betkanmtlich hat die Landwirtschaftskammer
auch einen entscheidenden Einiluß auf die land
wirtschaftliche Gesetzgebung, ja in gewissen
fällen ist ihr sogar die Durch:liührung von Ge
setzen, die ansonsten den Verwaltungsbehörden
obliegen, wie zum Beispiel das Gesetz ur för
derung der Tierzucht, übertragen worden. Die
Landwirtschaftskammer hat weiter einen ent
scheidenden E,influß bei der Vergebung von
S,ubvell1lhonen, bei der Steuergesetzgehung und
bei den Hande,ls- und Wirtschaftsverhandlungen,
soweit sie das Gebiet der Landwirtschaft und
also auch das Gebiet der Ernährung des Volkes
betref,fen. Wie kommt sie nun diesen Aufgaben
nach? Wenn man "Die Landwirtschaft", das
Organ der' niederösterreichischen Landwirt
schaftskammer, liest, kann män den Eindruck
gewinnen, daß man auch dort den Ernst
der Lage, in der sich heute die österreichische
Landwirtschaft, vor allem die kleinen und nut!
leren Bauern, betnden, erkennt. Man kann
immer wieder darauf Bezug habende Worte
lesen, wie Zium Bei,olpiel "Der schwere Existenz-

kam.pif der Bauern" oder "Der schwere \Virt
schafts1kampf", der, wie es in der letzten Num
mer heißt, im Jahre 1952 auch der Landwirt
schaft nicht erspart bleiben wird. Allerdings
sucht man vergeblich nach einer entsprechendL'IJ
Schlußfolgerung aus dieser Erkenntnis. In der
Dezembernummer der "Landwirtschaft" war
ein sehr eingehender 'und aufschlußreicher Ar
tikel 'Über die wachsende futtermittelnot ent
halten, aus dem ich schon bei ,der Budget
debatte im Landtage die wesentlichsten Teile
verlesen habe. Seither hat sich die futtermittel
not in der Landwirtschaft mit unheimlicher
Schn,elligkeit geradezu katastrophal verschärft.
Ein großer Teil der Bauernschaft ist heute
gerade jetzt mit tiefster Besorgnis über die so-

i genannte "Kleieaktion", die jetzt gemacht wird,
erfüllt. Diese K1eieaktion bedeutet nichts an
deres, als daß viele Tausende kleiner Bauern
keine Kleie mehr erhalten werden. In einem
Erlaß der Landesregierung wird auf einen
entsprechenden Erlaß des Landwirtschafts
ministeriums hingewiesen, in deill gesagt wird,
daß die Molkereien Kleiebezugsscheine zu je
50 kg erhalten werden, die an jene Bauern ab
gegeben werden sollen, ,deren Abliekrungen
über den Molkereidurchschnitt liegen. Es
wird sehr viele kleine Bauern mit einer Kuh
oder zwei bis drei Kühen geben, die diesen Mol
kereidurchschnitt nicht 'erreichen und daher
auch keine Kleiebezugsschein<: erhalten. Es
gibt in Niederösterreich aber auch sehr vide
Weinbauern, zum Beispiel in der Gegend von
liaugsdorfundin anderen Gebieten, ,die nur
ein paar Ziegen, ein Pferd und ein paar
Schweine, aber keine Kühe halten und daher
auch keine Kleie mehr bekommen werden. Das
bedeutet, daß diese Bauern auch nicht mehr
imstande sein werden, die Schweinehaltung auf·
rechtzuerhalten. Mir hat erst gestern ein
Weinhauer aus dieser Gegend im Laufe eines
Gespräches über diese neueste Aktion, betref·
fend ,die ,Einschränkung der Futtermittel,sor
genvoll gesagt: für uns bedeutet ,die Kleie so
viel wie das Brot. Diese fortschreitende Ein
schränkung der Zuteilung von Futtermitteln 
und es ist eine Tatsache, daß die Ausgabe von
Futtermitteln immer gering"r wird - hat zur
folge, daß die Einschränkung der Schwcine
haltung bei den Kleinbauern auch die Ein
schränkung der Haltung von Kühen zurFalge
hat und daß dadurch die wiri3chaftlic'he Lage
dieser kleinen Bauern außerordentlich ver
."chlechtert wird. Das ist heute das Problem in
der österreichischen Landwirtschaft, das nicht
nur für die ,Bauern, sondern auch für die ganze
Bevölkerung, vor all<:m auch für die Ernährung
der Arbeiter, Bedcutunghat. Auf die Bedeutung
dieser Frage wird auch immer wieder hinge·'
wiesen. Es wird in der letzten Nummer der
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"Landwirtschaft" gesagt, man soll doch nicht
immer die Bauern dafür verantwortlich
machen, daß die landwirtschaftliche Produk
tion nicht gesteigert wird, wo doch jedermann
weiß, daß diefuttermittelnot hierfür die ent
scheidende Ursache ist. Diese feststellung ist
wohl richtig, wenn man aber so spricht und
"chreibt, hat man auch die VerpHichtung,
zu sagen, welche Ursachen die Futtermittel
not hat. Man hat ,dann aber weiter die
Verpflichtung, zu sagen, welcher Ausweg aus
dieser wachsenden Futtermittelnot gefun
den werden kann. Die entscheidende Ur
sache hierfür ist die Marshall-Plan-Politik,
ist die Absperrung von dem Wirtschafts
gehiet, mit dem die österreiclnsche Wirtschaft
durch Jahrhunderte vel~hul1c!Cl1 war, ist die
Sperre der Einfuhr von futtermitteln aus den
Oststaaten, vor allem aus der Sowjetunion. Es
wird immer gesagt, wie können wir von dort
futtermittel bekommen. Auch wälluend' der
ßudgetdebatteist diese Frage bei ,der Gruppe
landwirtschaft gestellt worden. Nun, Englalld
kann von der Sowjetunion futtermittel beziehen,
denn nach dem letzten Vertrag, den England
mit der Sowjetunion geschlossen hat, bekommt
England 200.000 Tonnen Weizen uIld 800.000
Tonnen futtergetreide, nämlich Gerste, Hafer
und Mais. Gibt es für Oesterreich diese Mög
lichkeiten nicht? Die österreichische Regierung
hat überhaupt noch nicht ein eimiges Mal den
Versuch unternommen, Wirtschafts- und Han
de:lsbeziehungen mit der Sowjetunion aufzu
nehmen, in diesem falle zu dem Zweck, die IIllot
wendige Menge von futtermitteln einzuführen,
die die ötsterreichische Landwirtschaift unter
allen Umständen braucht und die vor allem für
die kleinen und mittleren Bauern wichtig sind,
die nicht die Möglichkeit hahen, ihre Wirtschaft
auf eine größere eigene Erzeugung von futter
mittelnumzustellen. Ich bin überzeugt, daß die
führer der LandwirtschaHskammer darüber
unterrichtet würden sil[;,d, wie die Handelsver
trags1verhandlungen mit Rumänien von der
österreichischen Regierung sabotiert worden
sind. Im Juni und Juli vorigen Jahres hat die
rumänische Regierung eine Sendung von
Mais angeboten, sie hat aber von der öster
reicl':schen Regierung nicht einmal eine Ant
\vort bekomrnen.

PRÄSIDENT (den Redner unterbredzend):
I-ferr Abgeordneter, Ihre Ausführungen stehen
nicht ün Zusammenhang mit dem vorliegendeil
Bericht der Landwirtschaftskammer.

Landesrat GENNER (fortsetzend): Die
Landwirtschaftskammer sagt von sich immer
wieder selbst, daß sie die Interessenvertretung
der Bauern sei, daher hat sie ,luch die Ver
pflichtung, diese IntereSSEn wirklich zu ver
treten. Sie hat weiter die Verpflichtung, I\lar
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zu erklären, ob sie gemäß dem gesetzlichen Be
stimmungen dafür eintritt, daß Wirtschafts- und
Handelsbeziehungen mit der Sowjetunion zwn
Zwecke der Einfuhr von futtermitteln aufge
nommen werden oder nicht. Das ist das bren
nendste Problem in der Landwirtschaft, mit dem
sich die Landwirtschaftskammer zu befassen
hat. Es ergibt sich nun die Frage: Was hat
die Landwirtschaftskammer getan, um der stän
digen BenächteiJi,gung derlliiederösteneichi
sehen LandwirtschaH entgegenzuwirken? Wir
wissen, daß der landwirtschaftliohe Wiederau:f
bau in Niederösterreich viel langsamer vor s,ich
gegangen ist als in anderen Bundes,Jändern, zu
m,'! die Landwirtschaftskammer selbst die er
forderlichen Unterlagen später geliefert hat, als
die Kammern der anderen Bundesländer, zum
Beispiel des Burgenlandes. Seit drei Jahren
wird davon geredet, daß in: Niederösterreich
noch immer um 7000 Kühe weniger sind als
Vor dem Kriege. 1-1eute wif'd wieder da,von ge
redet. Was hat aber die Landwirtschaftskammer
gL'tan, um diesem Zustand ein Ende zu setzen,
um einen Viehausgleich ,herbeiz.uführen? Durch
die jetzige Kleieaktion wird der Stand der Kühe
wahrscheinlich noch weiter verringert werden.
Gerade durch die Benachteiligung Niederöster
reichs sind auch die niede'rösterreichischen
Bauern besol1ders geschädigt worden. Nun
kommt noch die Rede des Außenmin:isters und
die [rklärungder Regierung dazu, aus der
hervorgeht, daß ein einseitiger Pakt mit den
Westmächten vorbereitet wir,d, der die Zer
reißung Oesterreichs bezweckt.

PRÄSIDENT (den Redner unterbrechend):
I-Ien Landesrat, ich verweise Sie darauf, daB
das nicht zu dem vor1liegenden Bericht gehört.

Lanclesrat GENNER (fortsetzend).' Ich
sage, daß das österreichische Volk für die Ein
heit Oesterreiohs kämpft und diesem Zer
reiß'ungs:plan entschiedenen Widerstand ent··
gegensetzen wird.

PRÄSIDENT: Zum Wort gelangt Herr Ab
geordneter Tat z b e r.

Abg. TATZB>ER: Hoher Landtag! Uns liegt
der Bericht über den Verwendul1:gsnachweis
1950 der Landwirt'Schaftskammerfür Nieder
österreich und Wien vor. Herr Landesrat
Genner hat schon darauf verwiesen, daß in den
Gesetzen, betreffend die Errichtung der Land
wirtschaftskammer und ihren Wirkungskreis,
Bestimmungen enthalten sind, die eingehalten
wL'rden müssen. Auch ich bin ,der Meinung, daß
es in der jetzigen schweren Zeit, in der Oester
reich steht, wi,rMich notwendig ilst, daß die
gesetzlichen Bestimmungen eingehaHen werden.
In dem Gesetz, .betreffend die Errichtung der
Landwirtschaftskammer, ist im § 28 ,die Be
stimmung enthalten, daß eine Kammerumlage
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über 30 Prozenit der Landes,regi,erung zur Ge
nehmigung vorzulegen ist. Es entzieht sich
mein'eT Kennttüs, ob Idiese Bestimmung einge
halten wurde; ich 'habe nichts davon gehör,t und
ich gbuibe, daß dals nicht der 'f,aB g,ewesen ist.
Es würde 'sich di'e Situa,tion wohl nicht ändern,
aber, wie gesa,gt, es ist vorg,eschrielben und
der Landt1ag !hJat es seinerzei:t für gut befunden,
dies'e Bestimmung festzusetzen. Daher süll auch
strikte nach ihr gearlbeHet werden.

Im Verwwdungsnachweis selbst fällt uns der
Betrag von 294.688 S ,für die Schule in Hohen
lehen auf. Ich kClinn dem Hohen HausIe berich
ten daß ich diese Schule selbst gesehen habe
und ich glaube, daß wir alle auf sie stolz sein
können. für die Gebifig1sbaluern, für die in der
Vergangenheit nicht weiß Gott wie viel ge
schehen ist, ist mit der IBergbauernschule in
Hohenlehen 'wirklich ,Erspr'ießliches geleistet
worden, was in der Zukunft auch Iseine Zinsen
bring,en wird.

Herr Landesr;at G ein n e r hat auch von den
futtermitteln gesprochen. Es ist schonrichHg,
daß die Futtermittel zuwenig sind. Wenn aber
jetzt RußIland 800.000 Tonnen futtergetreide
nach England liefert - ich will nUf darauf ver·
weisen, daß unser klei'nes Oesterreich vor 1938
minidiest'ens ebenso große Mengen aus dem
Osten eingeführt hM -, so glaube ich nicht,
daß wir heute auch nur annä'herndeine solche
Menge aus dem Osten erhaUen ,können.

W'enn wir im vergangenen Herbst die land
wirtsClhaft.liche Schaua'uf der Wiener Messe
g,es,ehen haben, so konnten wir fest'steUen, daß
die LandwirtschaHskammer mit dlieser Schau
wirklich etwas Großes geleistet Ihat. Es war
ni,cht nur für die inländischen, sondern auch für
di,e auslländrschen Besucher skherlich ein fin
gerzeig dafür, was die österrei'Ühische Land
wirtschaft schon jetit 'hervorbringt und was sie
unter Umständen noch mehr hervorbringen
könnte. Daralus kann manensBhen, daß die Sub
ventionen, die der Landwirtschaft gegeben wer·
den von dieser aufbauend ,tl11d nutzbringend,
verwendet werden. Wenn man den Verwen·
dun,gsnaohweis dler Llandwirtschaftskammer stu
diert so Imuß man zur Erkenntnis kommen, daß
die Mehrzahl der Beträlge produktionsfördernd
verwendet wurden.

Auf dem Gebiete ,des Pflanzenbaues mÖlchk
ich darauf' aufmerksam machen, daß ganz
Niederösterreich von der Kartoffelkäferplage
befaUen 'War. Durch den vielen Regen im
Jahre 1951 war diese Plage zwar etwas ge ..
mil,dert, wenn ,aber weniger Regen fällt, die
Witterung also für die Vermehrung der Kar
tdffelkä'fer günstiger ist, wird diese Plage um
so krasser in Erscheinung treten.

Unter der Gr,uppe "Maschinenwesen" sind
unter anderem auch die Seilbahnen, Gatter-

sägen und Schotterbrecher enthalten. Ich muß
sagen, daß ich mir darunter nichts Rechtes
vorstellen kann, denn ich glaube, wir wissen
alle nicht, 'Wa~~ mit den ausgewiesenen Beträgen
tatsächlich geleist,et wurde und wer diese ;Be
lrägebekommen hat. Das sind also Dinge, die
noch zu untersuchen wären. Es müßte also dem
Landtag mitgeteilt werden, wer diese Beträge
eigentlich bekommt und wie sie verwende!
wefiden.

Bezüglich des ländlichen Schulwesens habe
ich schon 'eingangs erklärt,daß die Schule in
Hohenlehen hervorragend eingerichtet ist und
sicherlich fruchtbringend wirken wird. Im Ver
hältnis dazu ist aber das Ergebnis der Tätig
keit der landwirtschaftlichen SchuIen auf dem
flachen Lande draußen nicht in gleichem Maße
zufriedenstellend. Diese Schulen sollten sich
an der Schule in Holhenlehen ein Beispiel
nehmen. für den Besuch dieser Schule hat sich
eine so große Anzahl bä'uerlicher Jugend ge
meldet, daß man sie dort gar nicht unterbrin
gen kann, wogegen ,die landwirtschaftlichen
Schulen ·auf dem flachen Land nicht annähernd
so gut besucht sind. Wir Abgeordneten haben
daher die Verpflichtung, dafür z'u sorgen, daß
unsere Jugend diese Schulen besucht, denn das
wird gewiß z'um Nutzen des ganzen Landes
sein.

Zusammenfassend möchte ich sagen, daß der
uns vorliegende Verwendungsnaohweis z,eigt,
daß der Betrag von 2,500.000 S für die ver
schiedenen notwendi,gen Dinge auch wirklich
Verwendung fand.

Ich will noch auf den Windschutz ver
weisen. Die Kornkammer Niederösterreichs,
nämlich das Marchfeld, muß auf diesem Ge
biete mehr 'bedacht werden. Der Windsohutz
ist besonders im MarcMeld notwendig, aber
auch gewisse Teile des Wiener Beckens sind
von Stürmen bedroht. Es wäre daher not
wendig, daß ,dem Windschutz in der Zukunft
eine größere Bedeutung beigelegt wird, als es
bisher der Fall war.

Wenn wir dem uns vor,l iegendelll V'erwendungs
nachweis die Zustimmung ,geben, dann hoffen
wir, daß die zukünftigen Nachweise und Vor
anschlälge z,eitgerecht und nicht nur in der
bisherigen Aufschlüsselung vorgelegt werden,
sondern im Sinne des Gesetzes so aussehen,
daß jeder Abgeordnete ,die Verwendungsart der
Subventionen des Landes herausles'en kann.
(Beifall bei den Sozialisten.)

PRÄSIDENT: Zum Worte gelangt Herr
Abgeordneter H ir man n.

Ahg. HIRMANN: Wenn der Landtag über
den VerwendulngsnaC'hweis >der Landwirt
schaftskammer abzustimmen hat, so liegt
(:ieser Abstimmung doch ,das Gesetz vom
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18. Jänner 1923 zugrunde, was nichts anderes
bedeutet, als die Erfüllung oder - um mit
1 anldesrat Genner zu sp:rechcn - di'e teil
weise Erfüllung der Bestimmungen dieses
Gesetz'Es. Es ist richTig, daß dieses Gesetz
bindend vorscrhreibt, ,daß der Rechnungsab
schhtß bis zum 30. Juni des folgenden Jahres
vorzuliegen hat und daß diese Bestimmung
nicht eingehalten worden ist. Es ist aber
ebenso richtig, daß das Gesetz zur Förderung
der Landeskultur eindeutig vorschreibt, daß
zur förderung dieser !Kultur alljährlich im
Landesvoranschlag die für die im Gesdze ge
nannten Zwecke erforderlichen Beiträ'ge ein
zustellen sind. Nun sind die neun Punkteallc
au~,gezäh1t, diiC khtrch Beiträge ode)" durch
Mittel des iLandes gefördert werden müssen.
Es ist selbstverständlich, 'daß mit einem Be
trag von 2,5 Millionen Schilling auch nicht
ein Bruchteil derför,derung vorgenommen
werden kann, die im Gesetz vorgesehen ist.
Wenn man das gesamte Budget der Land
wirtschaftskammer vom Jahre 1950 mit jenen
Mitteln, die das Land zur Verfügung stellen
konnte, 'vergleicht, so s,tellt sioh heraus, ,daß
der Betrag von 2,5 Millionen Schilling, die
das Land zur Verfügung gestellt hat, gegen
über den rund 80 Millionen Schilling, über
den ,die Landwirtschaftskammer im Jahre 1950
zu verfügen hatte, ,ganze 3 Prozent ergibt. Es
ist nun unmöglich (Landesrat Qenller: Die
Landwirtschaftskammer hat auch außerordmt
liche Zuwendungen), mit dies'em Betrag auch
nur die wichtigsten Kulturförderungen ,durch
zuführen und man kann eben von diesem Be
trag den verschiedenen Gebi,eten nur kleine
Teilbeträge g,eben. Ueber die VerwertJdung
dieser' kleinen Teilbeträ,ge wUf'de nun auf den
Groschengenau Aufschluß gegeben. Wenn
Landesrat üenner der Meinung ist, daß das
ungenügend sei, 'So wäre es ihm freigestanden,
im Wirtschaftsausschuß zu verlangen, daß
detaillierte Aufsduliisselungen über die Ver
wel1ldung gegeben werden. Es wäre dabei aber
wahrscheinlich auch nichts landeres Ihemuts
gekommen. Nach dem Landeskulturför
derungsgesetz brcrucht ein Nachweis der
Landwirtschaftskammer üher die Verwendung
der gesamten Kammermittel dem Hohen Land
tag nicht gegeben werden. Dazu ist die Land
wirtschaftskammer weder naoh dem Gesetz
noch nach sonstigen Bestimmungen verpflich
tet. Rechenschaft, eingehende Rechenschaft,
und zwar bis ins kleinst,e Detail, über aUe
der Landwirtschaftskammer zur Verfügung
stehenden Mittel wird alljährlich in der Voll
versammlung ,der Landwirtschaftskammer ge
geben. Man kann nach jeder dieser Vollver
sammlungen festst,ellen, daß sowohl der Ver
wendungsnachweis über das gesamte Budget ,

der Landwirtschaftskammer, als auch der
Vel'wendungsnachweis über die Ausgaben hei
den einzelnen Gruppen von ,den Landes
k;)lJ1merräten einstimmig zur Kenntnis ge
nommen werden. Wenn nun vorgeworfen wird,
daß die Landesregierung, wie es im Gesetz
vorgesehen ist, den Verwendungsnachweis
nicht vorher geprüft und 'erst nach dIeser
Prüfung dem Hohen Landtag vorgelegt hat,
so ist meiner Meinung nach der Vef'wendungs
nachweis eben erst nach der im Gesetz vorge
sehenen Prüfung erstellt worden.

Was die frage anbelangt, ob die Landes
regierung entspreohend den VorsohriHe'll des
Landesku!turförderungs:g,esefzes naoh den Vor
schlägen der Landwirtschaftskammer in das
jeweilige Budget des Landes die richtigen
Mittel für die KulturfördeTUng eingestellt hat,
so bin ich überzeugt, daß das, was im Budget
1952 ,eingestellt ist, den Anforderungen der
Landwirtschaftskammer wohl entspricht, wenn
auch nur zum Teil, weil eben die Mittel des
Landes nicht für größere Beiträgeausrekhen.

Soviel zu den Bestimmungen des Geset.zes
zur förderung der iLandeskultur. Es wäre
natürlich leicht, auf das gesamte Problem der
agrarischen fragen einz'ugehen. Es steht dies
aber heute nicht auf der Tagesordnung der
Beratungen des Hohen Landtages, und des
wegen möchte ich nur eines festst,ellen: Wenn
auch der IBeitrag, den ·die Landesregierung
und damit der Hohe Landtag zur förderung
der Landes:~ultur geben kann, gering ist, so
können wir überzeugt sein, daß diese Mittel so
zweckmäßig als irg,endwie möglich angewen
det werden. Deswegen trägt auch meine frak
tion ,dem Antr,ag der Landesregierung Rech
nungund stimmt dem Vef'wet1ldungsnachweis
zu. (Beifall bei der OeVP.)

PRÄSIDENT: Die Rednerliste ist erschöpft,
der Herr rß,ericht'erstatter hat das Schlußwort.

Berichterstatter Ahg. ZEy,ER (Schlußwort):
Es ist 'erfreulich, feststellen zu können, daß aus
den Reden mehrerer Herren hervorgegangen
ist, daß der Verwendungsnachweis 'erbmcht
wurde 'und daher der Bericht der Landwirt
schaftskammer vollinhaltlich zur Kenntnis ge
l:ommen 'wird. Ich! bitte daher, den Antrag des
Wütsohaftsausschusses anzunehmen.

PRÄSIDENT (nach Abstimmung): A n
gen 0 m m e n.

Somit ist die Tag,esordnung der heutigen
Sitzung 'erledigt. Es wer,den folgende Aus
schüsse ihre Sitzungen abhalten: Verfassungs
ausschuß sogleich im Herrensaal und finanz
ausschuß nach der Sitzung des Verfassungs
ausschusses im Prälatensaal zur Nominierung
der BerichterstaUer.

Ich gestatte mir noch eine Mitteilung zu
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machen. Ich wurde aufgefordert, wegen eines
Zwischenrufes in der Budgetdehatte einen
Ordnungsruf zu erteiIen. Ich stelle aus dem
Verhandlungsprotokoll der Stenographen des
Stenographenbüros fest, daß ich hierzu nicht
in der Lage bin, weil daraus nicht festgestellt

werden kann, wer den Zwischenruf gemacht
hat.

Die nächste Sitzung wird im schriftlichen
Wege bekanntgegeben. Die Sitzung ist ge
schlossen. (Schluß der Sitzun[!, um 15 Uhr
34 Minuten.)
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